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Im Mittelpunkt der jüngsten Än-
derung der Berufsordnung für
die nordrheinischen Ärztinnen

und Ärzte vom 20.11.2004 (in Kraft
getreten am 20.05.2005) steht die
Neuausrichtung der Vorschriften
über die Formen ärztlicher Berufs-
ausübung in der ambulanten Kran-
kenversorgung. Mit der Änderung
der Berufsordnung werden die Ge-
staltungsmöglichkeiten ärztlicher
Berufsausübung sowie die Koope-
ration von Ärztinnen und Ärzten
untereinander und mit anderen 
Gesundheitsberufen weiterentwik-
kelt. Dabei werden vornehmlich
Rahmenbedingungen formuliert.

Die Novellierung zielt zum einen
auf eine verbesserte Patientenver-
sorgung, zum anderen auf die Stär-
kung ambulant tätiger Ärztinnen
und Ärzte ab. Diesen sollen neue
Möglichkeiten der Berufsausübung
und der Zusammenarbeit für die
Praxis zur Verfügung stehen.

Die Berufsordnung verzichtet
bewusst auf die Inbezugnahme ver-
tragsärztlicher Versorgungsformen
und eröffnet somit neue Gestal-
tungsformen, ohne diese im Einzel-
nen auszugestalten.

Die Beschlussfassung der Kam-
merversammlung erfolgte auf der
Grundlage der Beschlüsse des 107.
Deutschen Ärztetages 2004 zur
(Muster-)Berufsordnung.

Mit der Liberalisierung der Vor-
schriften zur Berufsausübung und
zur Kooperation war die Streichung
beziehungsweise die Neufassung
verschiedener Vorschriften verbun-
den. Von den Änderungen zur Be-

rufsausübung waren die §§ 17 bis 19,
22, 22 a, 23 sowie das Kapitel D I
und dort die Nrn. 1 bis 5 der Berufs-
ordnung (alter Fassung) betroffen.

Übersicht über die wesentlichen 
Änderungen:

Inhaltlich hat die Berufsordnung
folgende Änderungen zur Berufs-
ausübung erfahren:
➤ Es wurde die strikte Bindung der

freiberuflichen Berufsausübung
an einen Praxissitz aufgegeben.
Ärztinnen und Ärzte sollen über
den Praxissitz hinaus an bis zu
zwei weiteren Orten örtlich tätig
sein dürfen, wenn sie hierzu die
Voraussetzungen für eine ord-
nungsgemäße Berufsausübung
geschaffen haben.

➤ Die einschränkenden Regelun-
gen zur ausgelagerten Praxisstät-
te und zur Zweigpraxis wurden
aufgegeben; die Genehmigungs-
pflicht entfällt.

➤ Der Zusammenschluss zu Berufs-
ausübungsgemeinschaften wurde
erleichtert und die Verpflichtung
zur Bindung an nur eine Berufs-
ausübungsgemeinschaft aufgege-
ben.

➤ Künftig ist berufsrechtlich der
Zusammenschluss mit Kollegin-

nen und Kollegen aller Fachge-
biete möglich.

➤ Berufsausübungsgemeinschaften
können auf die Erbringung ein-
zelner Leistungen (zum Beispiel
einmal wöchentlich gemeinsame
Berufsausübung) oder auf wie-
derkehrende zeitlich gebundene
Kooperationen am Ort einer Ärz-
tin/eines Arztes beschränkt wer-
den. (zum Beispiel Teilgemein-
schaftspraxis).

➤ Es soll die Möglichkeit zur Bil-
dung einer überörtlichen Ge-
meinschaftspraxis bestehen.

Die erfolgten Änderungen sind von
besonderer Relevanz; sie können
weitreichende Wirkungen entfalten.
Manche gesetzliche Hürde muss je-
doch noch genommen werden, um
die neuen Gestaltungsmöglichkei-
ten allen Ärztinnen und Ärzten zu
ermöglichen. In der vertragsärztli-
chen Tätigkeit stehen die neuen Be-
rufsausübungsformen noch nicht
zur Verfügung. Zahlreiche Hinder-
nisse (zum Beispiel die Beschrän-
kung der Berufsausübung auf 
Zulassungsbezirke, der Genehmi-
gungsvorbehalt für Zweit-/Zweig-
praxen sowie die gemeinsame Be-
rufsausübung von Vertragsärzten)
stehen dem entgegen.

Für die privatärztliche Tätigkeit
bedeutet die Liberalisierung das
Angebot für einen Schritt in eine
selbstdefinierte Form der Berufs-
ausübung.

Nordrheinische Besonderheiten

Für Ärztinnen und Ärzte, die 
die Beschlüsse des 107. Deutschen
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Die Änderungen der Berufsordnung sind
in diesem Heft unter „Amtliche Bekannt-
machungen“ ab Seite 56 veröffentlicht.
Die neu gefasste Berufsordnung kann
bei der Ärztekammer Nordrhein, Rechts-
abteilung, Fax: 0211/4302-1398, E-Mail:
kleinekorte@aekno.de, angefordert wer-
den. Die Berufsordnung ist auch im In-
ternet verfügbar unter www.aekno.de,
Rubrik Berufsordnung. RhÄ
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Ärztetages 2004 zur (Muster-)Be-
rufsordnung zur Kenntnis genom-
men haben, sind noch folgende Hin-
weise relevant, da sich bezogen auf
die nachfolgenden Punkte die Be-
rufsordnung für die nordrheini-
schen Ärztinnen und Ärzte von 
der (Muster-)Berufsordnung unter-
scheidet:
➤ In § 17 BO bleiben die Absätze 2

und 3 erhalten. Diese entspre-
chen der gesetzlichen Regelung
in § 29 Abs. 2 Heilberufsgesetz
NRW. Danach besteht die Mög-
lichkeit zur ambulanten Berufs-
ausübung in gewerblichen Ein-
richtungen, soweit berufsrechtli-
che Belange nicht entgegenste-
hen. Erforderlich ist eine Geneh-
migung der Ärztekammer Nord-
rhein.

➤ In § 18 Abs. 3 BO wird die Zuge-
hörigkeit zu Berufsausübungsge-
meinschaften auf die Zahl 3 be-
grenzt.

➤ Nicht beschlossen wurde das
Recht zur Anstellung fachfrem-
der Kollegen (§ 19 II MBO).

➤ Die Beschlussfassung des Ärzte-
tages zu den Ärztegesellschaften
(§ 23 a MBO) wurde nicht über-
nommen.

Die Vorschriften im Einzelnen

➤ Die verfasste Ärzteschaft hält an
dem Grundkonzept fest, dass die
Ausübung ambulanter ärztlicher
Tätigkeit grundsätzlich in der
Praxis erfolgt. Voraussetzung
hierfür ist ein Praxissitz. Dabei
muss die Praxis dem Arzt/der
Ärztin nicht eigentumsrechtlich
gehören. Daher spricht § 17 Abs.
1 BO nur noch von der Nieder-
lassung in einer Praxis und nicht
mehr wie zuvor von der Nieder-
lassung in eigener Praxis. We-
sentlich ist jedoch die verant-
wortliche Leitung der Praxis
durch die Ärztin oder den Arzt.
Hiervon kann ausgegangen wer-
den, wenn die niedergelassene
Ärztin oder der niedergelassene
Arzt über die sächliche Ausstat-
tung verfügt und selbst Perso-
nalentscheidungen treffen kann.

➤ Die Beibehaltung des § 17 Abs. 2
S. 1 BO ergibt sich aus der gesetz-
lichen Regelung im nordrhein-
westfälischen Heilberufsgesetz.
Nach der in Nordrhein-Westfa-
len seit 1994 bestehenden Rege-
lung ist die Ausübung ärztlicher
Tätigkeit außerhalb von Kran-
kenhäusern und Privatkranken-
anstalten an die Praxisniederlas-
sung gebunden, soweit nicht ge-
setzliche Bestimmungen etwas
anderes zulassen. Eine gesetzli-
che zulässige Ausnahme wäre
beispielsweise die Betätigung in
einem medizinischen Versor-
gungszentrum nach § 95 SGB V.

➤ Ferner sollen über den beschrie-
benen Rahmen des § 17 Abs. 2 
S. 1 BO weiterhin Ausnahmen
möglich sein. Die Tätigkeit bei ei-
nem gewerblichen Unternehmen
(Beispiel: Institute für…) kann
dann gestattet werden, wenn si-
chergestellt wird, dass die berufli-
chen Belange durch die Tätigkeit
nicht beeinträchtigt und die Be-
rufsordnung seitens der Ärztin
oder des Arztes beachtet werden
kann.
Mit Genehmigung der Kammer
soll zudem die so genannte aufsu-
chende medizinische Gesund-
heitsversorgung (zum Beispiel
die medizinische Behandlung
von Obdachlosen) zulässig sein.
Die Ausnahmeregelung dient da-
zu, einen Verstoß gegen das Ver-
bot des Umherziehens oder den
Verstoß gegen das Niederlas-
sungsgebot auszuschließen.

➤ § 17 Abs. 4 BO ermöglicht es
künftig Ärztinnen und Ärzten,
über den Praxissitz hinaus an
zwei weiteren Orten (Praxissitze)
tätig zu sein. Voraussetzung hier-
zu wird sein, dass Ärztinnen und
Ärzte Vorkehrungen für eine
ordnungsgemäße Versorgung ih-
rer Patientinnen und Patienten
an allen Orten der Berufsaus-
übung treffen. Eine ordnungsge-
mäße Versorgung kann beispiels-
weise dann gewährleistet sein,
wenn die Orte so gewählt wer-
den, dass sie innerhalb kurzer
Zeit für die Ärztin/für den Arzt

erreichbar sind. Die ordnungsge-
mäße Versorgung ist auch dann
anzunehmen, wenn durch einen
Partner einer Gemeinschaftspra-
xis oder eine angestellte Ärztin/
einen angestellten Arzt am zwei-
ten oder dritten Praxissitz eine
gleichwertige Versorgung sicher-
gestellt wird. Die ordnungsgemä-
ße Versorgung könnte auch
durch einen beauftragten Arzt
erfolgen.Aus dem Grundsatz der
persönlichen Leistungserbrin-
gung folgt jedoch, dass dann der
Behandlungsvertrag mit dem be-
auftragten Arzt/Ärztin zustande
käme.

➤ Die zahlenmäßige Begrenzung
auf zwei Orte soll ein Parameter
für die Gewährleistung ordnungs-
gemäßer Patientenversorgung
sein. Für Anästhesistinnen und
Anästhesisten soll die zahlenmä-
ßige Begrenzung nicht gelten.

➤ Die Zulässigkeit weiterer Praxis-
orte hat zur Folge, dass Erstkon-
takte demnach an jedem Ort der
Tätigkeit stattfinden können.
Anderes als früher können damit
künftig auch identische Leistun-
gen an allen Tätigkeitsorten an-
geboten werden.

➤ Ärztinnen und Ärzte sind jedoch
verpflichtet, die Aufnahme ihrer
Tätigkeit an weiteren Orten der
Kammer anzuzeigen (§ 17 Abs. 6
BO).

➤ § 18 BO, der berufliche Koopera-
tion zum Inhalt hat, enthält eine
neue Grundaussage zu den Mög-
lichkeiten und den Grenzen be-
ruflicher Kooperation. Berufs-
ausübungsgemeinschaften kön-
nen künftig auch dann entstehen,
wenn sich die gemeinschaftliche
Tätigkeit nicht auf das gesamte
Leistungsspektrum erstreckt
sondern auf einzelne Bereiche
ohne Leistungen beschränkt.
Gleiches gilt auch für die über-
örtliche Gemeinschaftspraxis.
Teilkooperationen sollen auch
zwischen mehreren Berufsaus-
übungsgemeinschaften entste-
hen können (§ 18 Abs. 1 BO).

➤ § 18 Abs. 2 BO enthält die im Vor-
feld der Beratungen umstrittens-
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te Änderung der Berufsordnung.
Die Vorschrift beinhaltet, dass
Ärztinnen und Ärzte künftig ih-
ren Beruf entweder alleine oder
aber in Gemeinschaft in allen für
den Arztberuf zulässigen Gesell-
schaftsformen ausüben dürfen,
wenn nur ihre eigenverantwortli-
che, medizinisch unabhängige so-
wie nicht gewerbliche Berufsaus-
übung gewährleistet ist. Auch
wenn Nordrhein anders als die
MBO (§ 23 a) nicht die Ärztege-
sellschaften in das Berufsrecht
aufgenommen hat, kann hier
gleichwohl die Berufsausübung
in gewerblichen Unternehmen
zugelassen werden.

➤ Die Beschäftigung in GmbHs
und AGs wird in Nordrhein von
einer Genehmigung durch die
Kammer abhängig gemacht, so-
weit nicht die Tätigkeit ohnehin
gesetzlich zugelassen ist (§ 29
Abs. 2 S. 1 HeilBerG).

➤ § 18 Abs. 3 BO gestattet die Zuge-
hörigkeit zu bis zu drei Berufsaus-
übungsgemeinschaften. Die Be-
rufsausübungsgemeinschaft er-
fordert einen gemeinsamen Pra-
xissitz. Eine Gemeinschaft mit
mehreren Praxissitzen ist nur zu-
lässig, wenn an jedem Praxissitz
verantwortlich mindestens ein
Mitglied der Berufsausübungsge-
meinschaft hauptberuflich tätig
ist.

➤ Die Vorschrift eröffnet im Übri-
gen die Möglichkeit zur Bildung
überörtlicher Gemeinschaftspra-
xen für alle niedergelassenen
Ärztinnen und Ärzte jenseits 
der vertragsärztlichen Tätigkeit.
Die Praktizierung in Berufsaus-
übungsgemeinschaften setzt – in
Abgrenzung zur überörtlichen
Praxisgemeinschaft oder zum
Praxisverbund – jedoch zwin-
gend die gemeinsame Berufsaus-
übung mit gemeinsamer Patien-
tenbehandlung auf der Grundla-
ge eines Behandlungsvertrages
voraus.

➤ Alle Kooperationen sind den
Kammern anzuzeigen (§ 18 Abs.
6 BO).

➤ Ferner ist die Transparenz über das
Leistungsgeschehen und über die
Zugehörigkeit zu Kooperationsge-
meinschaften gegenüber den Pa-
tientinnen und Patienten zu ge-
währleisten. Dem trägt § 18 a BO
zur Ankündigung von Berufsaus-
übungsgemeinschaften und sonsti-
gen Kooperationen Rechnung.

➤ § 23 a BO (§ 23 b alt), der die 
medizinischen Kooperationsge-
meinschaften zwischen Ärztin-
nen und Ärzten und Angehöri-
gen anderer Fachberufe zum Ge-
genstand hat, wurde dahinge-
hend geändert, dass auf den Ka-
talog der möglichen Kooperati-
onspartner zugunsten einer Ge-
neralklausel verzichtet wurde.

Weitere Änderungen

➤ Eine weitere Änderung der Be-
rufsordnung betrifft die ärztliche
Fortbildung und speziell den
Nachweis der Fortbildung. § 4.
Absatz 2 BO regelt neu,dass Ärz-
tinnen und Ärzte ihre Fortbil-
dung gegenüber der Ärztekam-
mer künftig durch ein Fortbil-
dungszertifikat einer Ärztekam-
mer nachweisen können müssen,
soweit dies von ihnen verlangt
wird.

➤ § 15 Abs. 2 BO verpflichtet Ärz-
tinnen und Ärzte bei der For-
schung am Menschen die in der
Deklaration von Helsinki des
Weltärztebundes niedergelegten
ethischen Grundsätze für die me-
dizinische Forschung am Men-
schen zu beachten.

➤ Die beruflichen Pflichten bei der
Beschäftigung angestellter Ärz-
tinnen und Ärzte sind in § 19 BO
ergänzend geregelt worden. Der
Grundsatz der Beschäftigung 
zu angemessenen Bedingungen
wird verankert. Merkmale der
Beschäftigung zu angemessenen
Bedingungen sind insbesondere
die Gewährung einer angemesse-
nen Vergütung sowie das Einräu-
men einer angemessenen Zeit
zur Weiterbildung, schließlich die
Vereinbarung einer angemesse-

nen Ausgleichszahlung bei der
Vereinbarung von Wettbewerbs-
verboten.

➤ Eine nach außen gerichtete Ver-
pflichtung beinhaltet § 19 Abs. 3
BO, der Ärztinnen und Ärzte
verpflichtet, über die in der Pra-
xis tätigen angestellten Ärztin-
nen und Ärzte ihre Patientinnen
und Patienten in geeigneter Wei-
se zu informieren.

Anmerkung 

Die vorgestellten Vorschriften
tragen dazu bei, dass Ärztinnen und
Ärzte selbst neuartige Formen der
Berufsausübung entwickeln kön-
nen. Die Liberalisierung ist von der
Ärzteschaft gewünscht. Die in Gel-
tung gesetzten Regelungen stehen
zur Bewährung an. Für Vertragsärz-
tinnen und Vertragsärzte bleiben
hingegen noch Änderungen der Zu-
lassungsverordnung, des Bundes-
mantelvertrages und des SGB V ab-
zuwarten. Bis dahin können sie von
den Liberalisierungsoptionen kaum
Gebrauch machen.


